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Landkreistag Sachsen-Anhalt 


 Magdeburg, den 10. Juni 2004 

Az.: 014-7

34. Landräte-Seminar am 03./04. Juni 2004 auf dem Brocken, Landkreis Wernigerode;
Ergebnisvermerk

Teilnehmer:
 lt. Anwesenheitsliste.

Tagesordnung:
TOP 1

Hinweise zu Versicherungsdienstleistungen für Landkreise  

TOP 2 
Ergebnisse der überörtlichen Kommunalprüfung 
TOP 10
Entwicklung der Kommunalfinanzen 2004/2005

TOP 3
Bericht der Vertreter des Landkreistages Sachsen-Anhalt in anderen Einrichtungen und Verbänden über aktuelle Themen mit grundsätzlicher Bedeutung

TOP 4

Finanzielle Mehrbelastungen der Landkreise durch das SGB II

TOP 5
Rechtsträgermodelle für die Umsetzung des SGB II

TOP 6
Entwurf eines Neunten Gesetzes zur Änderung des Schulgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt

TOP 7

Entwicklungen zur Kindertagesbetreuung

TOP 8
Überlegungen für eine Kreisgebietsreform im Land Sachsen-Anhalt
TOP 9

Verschiedenes

TOP 11
Nächste Landräte-Seminare

TOP 1



Hinweise zu Versicherungsdienstleistungen für Landkreise  

Präsident Dr. Ermrich begrüßt zu diesem Tagungsordnungspunkt die Herren Schulte und Dr. Lerch von den Öffentlichen Versicherungen Sachsen-Anhalt (ÖSA) sowie Herrn Pape, der als Rechtsanwalt für die ÖSA tätig ist. Herr Pape erläutert im Folgenden einige Grundsätze, die bei einer ordnungsgemäßen Ausschreibung von Versicherungsdienstleistungen durch die Landkreise beachtet werden sollten. Dabei informiert er auch über die Eckpunkte aktueller Gerichtsentscheidungen zu Vergabeverfahren.

Hinweis:

Die Folien des Vortrages von Herrn Pape liegen zur weiteren Auswertung durch die Landkreise als Anlage bei. 
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Ergebnisse der überörtlichen Kommunalprüfung 

Präsident Dr. Ermrich freut sich, zu diesem Tagungsordnungspunkt Herrn Präsident Seibicke und Herrn Senatsmitglied Tracums vom Landesrechnungshof Sachsen-Anhalt begrüßen zu dürfen.

Herr Seibicke erläutert die Feststellungen des Landesrechnungshofes bei der Prüfung der rechtmäßigen Verwendung von Repräsentations- und Verfügungsmitteln in den Landkreisen Sachsen-Anhalts. Er betont, dass nach Absprache mit Herrn GF Theel die festgestellten Mängel intern im Rahmen des Landräte-Seminars besprochen und damit bewusst nicht der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden sollen. Dabei gehe er allerdings davon aus, dass die heute besprochenen Grundsätze künftig seitens der Landkreise beachtet und damit bei späteren Prüfungen nicht mehr auffällig würden. 

Herr Seibicke stellt klar, dass es sich bei Verfügungsmitteln nach § 11 GemHVO nicht um zweckfreie Mittel handelt. Verfügungsmittel seien im Übrigen nachrangige Mittel, so dass zunächst andere dafür vorgesehene Haushaltsmittel genutzt werden müssten. Der Einsatz von Repräsentations- und Verfügungsmittel sei insbesondere für rein interne Bewirtungen und Feiern unzulässig. Spielraum in der Einsatzfähigkeit sei hingegen gegeben, wenn beispielsweise auch Gäste bewirtet würden. Entscheidend sei die Angemessenheit des Mitteleinsatzes. Insofern scheinen auch Präsente bei Verabschiedungen von Mitarbeitern oder bei runden Geburtstagen von Kreistagsmitgliedern denkbar.
Einvernehmlich wird vereinbart, für die Hauptverwaltungsbeamten eine gemeinsame Empfehlung durch den Landesrechnungshof in Zusammenarbeit mit der Geschäftsstelle des Landkreistages Sachsen-Anhalt zu erarbeiten, um für die Verwendung der Repräsentations- und Verfügungsmittel Rechtssicherheit zu erlangen. Eine Beteiligung des Innenministeriums an diesem Papier wird nicht als zielführend angesehen.     
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Entwicklung der Kommunalfinanzen 2004/2005
GF Theel erläutert den im Laufe der Woche erarbeiteten Kompromissvorschlag, der zwischen den kommunalen Spitzenverbänden und der Landesregierung zu den finanziellen Auswirkungen des Grundsicherungsgesetzes auf die Landkreise und kreisfreien Städte in Sachsen-Anhalt verhandelt worden sei. Die Entwicklung der Verhandlungen erläutert er anhand einer Übersicht, die als Tischvorlage verteilt wird. Der Vorschlag sieht folgende Vereinbarungen vor:
· Das Land erstattet für 2003 einen Betrag von 10,4 Mio. € entsprechend der vom Landkreistag mit Stand vom 31.12.2003 vorgelegten Erhebung. 

· Das Land erstattet für 2004 einen Betrag von 5,2 Mio. €, der zusammen mit den Bundesmitteln von 10,02 Mio. € unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Belastungen der Landkreise und kreisfreien Städte aus der Grundsicherung und der unterschiedlichen Entlastung der Landkreise und kreisfreien Städte aus der Verstaatlichung der ambulanten Hilfen ab 01.07.2004 verteilt wird. Der Schlüssel wird in enger Abstimmung mit beiden kommunalen Spitzenverbänden festgelegt.

· Der Gesamtbetrag von 25,62 Mio. € wird zügig nach Beschlussfassung des Nachtragshaushalts 2004 (voraussichtlich am 08. Juli 2004) ausgezahlt.

· Die Spitzabrechnung der finanziellen Belastungen aus der Grundsicherung entfällt durch Gegenrechnen der Entlastung bei der Verstaatlichung der ambulanten Hilfen für 2005 und 2006 (rd. 10 Mio. €). Ab 2007 erfolgt keine weitere Verrechnung dieser Entlastung über den kommunalen Finanzausgleich. 

Frau Landrätin Brehmer und Herr Landrat Erben stimmen dem Vorschlag zu und signalisieren Bereitschaft, die von ihren Landkreisen erhobene Verfassungsbeschwerde nach Geldeingang zurücknehmen zu wollen. Auch die anderen Landräte begrüßen das erreichte Ergebnis und bedanken sich bei der Geschäftsstelle für die Hartnäckigkeit, mit der der Mehrbelastungsausgleich für die Leistungen nach dem Grundsicherungsgesetz über die letzten Monate bis hin zu dem jetzt erzielten Verhandlungserfolg vorangetrieben worden ist.

Zu den regionalisierten Ergebnissen der Steuerschätzung Mai 2004 für den kommunalen Finanzausgleich in Sachsen-Anhalt berichtet GF Theel, dass in 2004 mit einer Überzahlung von rd. 66 Mio. Euro gerechnet werden müsse. Die allgemeinen Zuweisungen in 2005 dürften je nach Höhe der berücksichtigten Verrechnung aus früheren Jahren voraussichtlich - 2 bis - 5 % gegenüber den vom Statistischen Landesamt für 2004 festgesetzten FAG-Leistungen liegen. Das Steuerergebnis 2003 habe eine Überzahlung des Finanzausgleichs von rd. 152 Mio. Euro ergeben, von denen noch 69 Mio. Euro bisher nicht verrechnet seien.

GF Theel erläutert, dass die Gemeinden als Ausgleich für ihre Ausfälle bei der Einkommensteuer durch die vorgezogene Steuerreform 2005 in 2004 einen Ausgleich von rd. 20,8 Mio. Euro durch das Land Sachsen-Anhalt erhalten. Dieser Betrag werde noch in 2004 über die Einkommensteueranteile verteilt werden.

Nach dem Entwurf des Ersten Funktionalreformgesetzes stehe als Mehrbelastungsausgleich für die zu übertragenen Aufgaben in 2005 ein Betrag von rd. 5,64 Mio. Euro und in den Jahren 2006 – 2009 von 5,14 Mio. Euro bereit. Die Beträge sind das Ergebnis entsprechender Verhandlungen mit dem Land, in deren Verlauf das Angebot des Landes wesentlich angehoben werden konnte. Die Umverteilung erfolgt - wie vom Landkreistag gefordert – zu 90 v. H. nach der Einwohnerzahl und zu 10 v. H. nach den Flächenanteilen.

Herr Beig. Weiß erläutert im Folgenden kurz die Inhalte des Entwurfs eines Ersten Funktionalreformgesetzes.

Seitens der Landesregierung und der Landtagsfraktionen werden zurzeit Überlegungen zur Novellierung des FAG-LSA angestellt. Im Zusammenhang mit der Umsetzung des SGB II würde dabei auch der Sozialhilfelastenausgleich zur Diskussion stehen. Weitere Einzelheiten werden die kommunalen Spitzenverbände im Rahmen eines Gesprächs bei Herrn Minister Jeziorsky am 10. Juni 2004 erfahren.

Mit Blick auf das im Land Brandenburg novellierte Finanzausgleichsgesetz müsse auch geprüft werden, inwieweit aus Sicht des Landkreistages Sachsen-Anhalt eine Verschiebung der Verbundquoten zwischen den Steuern und den teilungsbedingten Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen angestrebt werden solle. Anhand einer Modellberechnung macht GF Theel deutlich, dass bei einer Absenkung der Verbundquote für Steuern auf 20 v. H. bei gleichzeitiger Anhebung der Verbundquote der SoBEZ auf 40 v. H. bis zum Jahr 2008 mit Mehreinnahmen im kommunalen Finanzausgleich gerechnet werden könne. Diese Entwicklung sei auch in Brandenburg gegeben, wobei die zusätzlichen Einnahmen an den kommunalen Bereich von den Fachressorts zu erwirtschaften sind.

In einem Erfahrungsaustausch zu den Haushaltsverfügungen des Landesverwaltungsamtes wird erkennbar, dass die Kommunalaufsicht bei der Genehmigung der Haushalte eine ausschließlich fiskalische Betrachtung anlegt. Dabei bleibe unberücksichtigt, dass es sich bei den vermeintlich „freiwilligen“ Aufgaben nicht allein um völlig disponible sondern um kommunale Selbstverwaltungsaufgaben handelt, deren Aufgabe oder Wegfall nicht ausschließlich dem Ziel des Haushaltsausgleichs unterworfen werden könne. Die Landräte bitten die Geschäftsstelle, dies auch gegenüber dem Innenministerium in geeigneter Weise herauszustellen. 
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Bericht der Vertreter des Landkreistages Sachsen-Anhalt in anderen Einrichtungen und Verbänden über aktuelle Themen mit grundsätzlicher Bedeutung

Herr Dr. Heuer berichtet aus dem Kommunalen Arbeitgeberverband Sachsen-Anhalt, dass zurzeit nicht absehbar sei, ob und inwieweit die Tarifverhandlungen auf Bundesebene zu Ergebnissen führen. Für die Zusatzversorgung der Angestellten in der allgemeinen Verwaltung erscheint weiterhin eine Vereinbarung mit den Gewerkschaften über eine Leistungsabsenkung nicht erreichbar.

Herr Hunker berichtet als Vorsitzender des Kommunalen Versorgungsverbandes Sachsen-Anhalt, dass der Vorstand beschlossen habe, den festgesetzten Umlagesatz für die Beamtenversorgung von zurzeit 30 v. H. nicht erst in 2005 sondern bereits in 2004 zu prüfen.

Herr Theel informiert als stellv. Mitglied im Vorstand des Sparkassenbeteiligungsverbandes Sachsen-Anhalt, dass die in der letzten Verbandsversammlung abgelehnte Rahmenvereinbarung mit der NORD/LB nunmehr abgeschlossen werden könne, nachdem inhaltliche Nachbesserungen erreicht worden seien. Die Sparkassenvorstände und der Vorstand des Sparkassenbeteiligungsverbandes hätten eine entsprechende Empfehlung ausgesprochen. Die Zustimmung soll im Umlaufverfahren erteilt werden.
Als besonders problematisch stellt sich der Kapitalbedarf bei der NORD/LB dar. Die angedachte Umwandlung stiller Einlagen in Stammkapital sowie die Anhebung der Stammkapitalanteile sollen Gegenstand einer außerordentlichen Vorstandssitzung sein, die am 16. Juni 2004 in Anwesenheit von Herrn Finanzminister Prof. Dr. Paqué MdL und Herrn stellv. Vorstandsvorsitzenden Dr. Rehm stattfindet. Wegen der erheblichen Bedeutung dieses Themas würde hierzu eine außerordentliche Verbandsversammlung erforderlich werden.
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Finanzielle Mehrbelastungen der Landkreise durch das SGB II

Der gegenwärtige Sachstand hinsichtlich der zu erwartenden Mehrbelastungen der Landkreise infolge des SGB II und die Frage einer möglichen Kompensation durch den Bund werden mit folgendem Ergebnis diskutiert:
Das Land Sachsen-Anhalt wird aufgefordert,

· in den Verhandlungen mit dem Bund die für 2005 zugesagte Entlastung der Kommunen in Höhe von bundesweit 2,5 Mrd. € zu realisieren, 
· die Einsparungen des Landes aus der Wohngeldreform transparent zu ermitteln und diesen Betrag sowie die ab 2005 vom Bund bereitgestellten Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen in Höhe von 187 Mio. € ungekürzt an die Landkreise und kreisfreien Städte zur Durchführung des SGB II weiterzureichen. 

Die Hauptgeschäftsstelle des Deutschen Landkreistages prüft gegenwärtig die Erfolgsaussichten eines verfassungsgerichtlichen Vorgehens gegen die bundesrechtliche Aufgabenübertragung in § 6 Ziff. 2 SGB II. Ein erstes Abstimmungsgespräch hierzu findet am 11. Juni 2004 in Frankfurt/Main statt.  Die Vertreter der Landkreise Wittenberg und Bitterfeld signalisieren ihre grundsätzliche Bereitschaft, sich – vorbehaltlich weiterer Prüfung – an dieser Klage zu beteiligen.
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Rechtsträgermodelle für die Umsetzung des SGB II

Nach Erörterung des geltenden Rechtsrahmens zur Umsetzung des SGB II und möglicher Veränderungen infolge des Vermittlungsverfahrens zum Optionsgesetz werden einvernehmlich folgenden Feststellungen getroffen: 

· Die Landkreise in Sachsen-Anhalt sind sich der Rechtslage bewusst, dass sie ab 01. Januar 2005 für alle Aufgaben nach § 6 Ziff. 2 SGB II zuständig sind.

· Die Landkreise in Sachsen-Anhalt sind ganz überwiegend nach wie vor der Auffassung, dass eine effektive Umsetzung der Grundsicherung für Arbeitssuchende nach SGB II nur in kommunaler Trägerschaft gelingen kann. Die Landkreise erwarten daher, dass sich das Land Sachsen-Anhalt im Rahmen des laufenden Vermittlungsverfahrens auf Bundesebene für ein Optionsgesetz nach § 6 a SGB II einsetzt, dass sich an den wesentlichen Eckpunkten der gemeinsamen Entschließung von Bundesrat und Bundestag vom 19. Dezember 2003 orientiert. Insbesondere muss ein eigenverantwortliches Gestaltungsrecht der Kommunen bei der Aufgabenwahrnehmung garantiert sein. Der von der Bundesregierung vorgelegte Gesetzentwurf mit einem Organleihemodell wird einhellig abgelehnt.

· Aus Sicht der Landkreise in Sachsen-Anhalt ist die Arbeitsgemeinschaft nach § 44 b SGB II als neue Verwaltungsebene nicht geeignet, die kommunalen Aufgaben effizienter wahrzunehmen als dies innerhalb der Kreisverwaltung möglich erscheint. Auch wegen einer Vielzahl ungeklärter Rechtsfragen beabsichtigen daher die Landkreise zurzeit keine Beteiligung an Arbeitsgemeinschaften nach § 44 b SGB II.

· Um die neuen Aufgaben nach § 6 Ziff. 2 SGB II ab 01. Januar 2005 erfüllen zu können, müssen sich beide Träger der Leistungen nach dem SGB II über die Voraussetzungen für eine ordnungsgemäße Aufgabenwahrnehmung in ihrem jeweiligen Bereich abstimmen. Die Landkreise in Sachsen-Anhalt erwarten, dass die Agenturen für Arbeit diese Gespräche unabhängig von der Beteiligung an einer gemeinsamen Arbeitsgemeinschaft führen.

· Aus Sicht der Landkreise in Sachsen-Anhalt müssen die Agenturen für Arbeit bis spätestens 01. Oktober 2004 alle bei ihr eingegangenen Anträge der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen auf Sicherung des Lebensunterhalts beschieden und damit den für die kommunalen Leistungen maßgeblichen Personenkreis hinreichend sicher festgestellt haben. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass der Personenkreis der Leistungsberechtigten ständigen Veränderungen unterliegt und auch über den 01.10. hinaus eingehende Anträge bearbeitet werden müssen. Nur wenn die Agenturen für Arbeit diesen Termin einhalten, können die Landkreise ihre eigenen Aufgaben nach dem SGB II rechtssicher und fristgerecht ab 01. Januar 2005 erfüllen. Mit Blick auf die Aussagen der Regionaldirektion Sachsen-Anhalt/Thüringen in der Sitzung des erweiterten interministeriellen Arbeitskreises „Hartz IV“ am 19. Mai 2004 wird das Ministerium für Wirtschaft und Arbeit des Landes Sachsen-Anhalt gebeten, die Regionaldirektion auf diesen zeitlichen Zusammenhang hinzuweisen. 

· Die Landkreise bitten die Geschäftsstelle des Landkreistages Sachsen-Anhalt, die weiteren Umsetzungsschritte zum SGB II innerhalb der verbandsinternen Arbeitsgruppe „Hartz IV“ vorzubereiten und alle Landkreise über die Ergebnisse zeitnah zu unterrichten.

Die Geschäftsstelle wird beauftragt, unter Hinweis auf die Pressemitteilung des Ministeriums für Wirtschaft und Arbeit vom 21. Mai 2004 den Staatssekretär im Ministerium für Wirtschaft und Arbeit, Dr. Haseloff, über die vorgenannte Position der Landräte zu unterrichten und um Unterstützung zu bitten. 
Im Weiteren besteht Einvernehmen, dass die Landkreise die Antragsformulare der BA auf Leistungen nach dem SGB II auch an den Personenkreis der voraussichtlich arbeitsfähigen Sozialhilfeempfänger verteilen. Soweit im Rücklauf Anträge bei den Landkreisen auf entsprechende Leistungen eingehen, werden diese an die zuständige Agentur für Arbeit zur weiteren Bearbeitung abgegeben. 
Die Vorstellungen der verbandsinternen Arbeitsgruppe „Hartz IV“ zur Schaffung eines kommunalen Informationsangebotes hinsichtlich des SGB II werden zur Kenntnis genommen. Sie werden durch die Geschäftsstelle und den verbandsinternen Arbeitskreises weiter konkretisiert. 
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Entwurf eines Neunten Gesetzes zur Änderung des Schulgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt
Die gemeinsame Stellungnahme der kommunalen Spitzenverbände zu dem Gesetzentwurf wird mit folgendem Ergebnis erörtert:
· Eine Kostenbeteiligung der Eltern an den Kosten der Schülerbeförderung wird seitens des Landkreistages Sachsen-Anhalt im vorliegenden Gesetzgebungsverfahren nicht eingefordert. Auf die Kostenbelastung infolge der Schülerbeförderungskosten soll allerdings gleichwohl hingewiesen werden. 
· Der Landkreistag Sachsen-Anhalt fordert im weiteren Gesetzgebungsverfahren die Streichung der Regelung in § 66 Abs. 4 Satz 3 des Schulgesetzes, wonach für Teilzeitschüler in der dualen Berufsausbildung nicht der Wohnsitzlandkreis bei einer auswärtigen Beschulung den Gastschulbeitrag zu entrichten hat sondern der Landkreis, in dem die betriebliche Ausbildungsstätte liegt. 

Nach Einschätzung der anwesenden Landräte stellt sich die Streichung der genannten Regelung für die anderen Landkreise im Wesentlichen kostenneutral dar. 
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Entwicklungen zur Kindertagesbetreuung

Schwerpunktmäßig wird die beabsichtigte Novelle des Kinderförderungsgesetzes erörtert. Es werden einvernehmlich nachfolgenden Positionen herausgearbeitet:
· Die beabsichtigten Neuregelungen, die auf eine stärkere Berücksichtigung des § 5 SGB VIII (Wunsch- und Wahlrecht) und § 20 SGB VIII (Betreuung und Versorgung des Kindes in Notsituationen durch das Jugendamt) abzielen, sind nicht erforderlich. Die Vorschriften des übergeordneten Bundesrechts sind ohnehin im Rahmen der Rechtsanwendung zu beachten. Rechtsanwendungsproblemen einzelner Kommunen sollte nicht durch eine weitere Verkomplizierung des Kinderförderungsgesetzes begegnet werden. Ausreichend wären gemeinsame Empfehlungen des Ministeriums für Gesundheit und Soziales und der kommunalen Spitzenverbände. 

· Die Ausweitung des Rechtsanspruchs auf Kindertagesbetreuung auf alle Fälle, in denen Mütter einem Beschäftigungsverbot nach dem Mutterschutzgesetz unterliegen und der andere Elternteil zur Betreuung des Kindes nicht zur Verfügung steht, stößt allein aus finanziellen Gründen auf Bedenken. Im Übrigen könnte auch hier im Wege der Rechtsanwendung eine befriedigende Lösung gefunden werden, ohne den Rechtsanspruch formal auszuweiten. 
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Überlegungen für eine Kreisgebietsreform im Land Sachsen-Anhalt
Angesichts der fortgeschrittenen Zeit mit nur noch geringer Teilnehmerzahl wird der Tagesordnungspunkt lediglich kurz andiskutiert. Ziele und Anforderungen an eine Kreisgebietsreform aus Sicht des Landkreistages Sachsen-Anhalt sollen schwerpunktmäßig beim nächsten Landräte-Seminar behandelt werden, soweit bis dahin das Leitbild der Landesregierung bzw. der CDU-Landtagsfraktion vorliegt. In einzelnen Redebeiträgen wird darauf hingewiesen, dass 
· die Kreisgebietsreform 2008 für die Landkreise zukunftsfähige Strukturen schaffen und von daher möglichst dauerhaft Bestand haben muss,

· die im Zuge der Kreisgebietsreform 1994 fusionierten Landkreise nicht wieder zergliedert werden sollten, weil ansonsten die Bemühungen in den zurückliegenden 10 Jahren um ein Zusammenwachsen des neu gebildeten Landkreises und um eine Identitätsbildung vergebens gewesen wären,

· möglichst wie 1992 eine gemeinsame Stellungnahme der Landkreise unter dem Dach des Landkreistages Sachsen-Anhalt angestrebt werden sollte. 
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Verschiedenes

9.1 
Neuordnung der Sozialhilfeverwaltung in Sachsen-Anhalt
9.2 
Entwurf eines Ersten Funktionalreformgesetzes
9.3 
Viertes Gesetz zur Änderung des Wassergesetzes des Landes Sachsen-Anhalt
9.4 
Einführung des Digitalfunks
9.5 
Ausbildungsplatzabgabe

Aus Zeitgründen werden diese Tagesordnungspunkte nicht näher behandelt. Die zu einzelnen Themen seitens der Geschäftsstelle vorbereiteten Folien liegen als Anlage bei. 
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Nächste Landräte-Seminare

Abweichend von der bisherigen Planung wird das Landräte-Seminar im Landkreis Quedlinburg auf den 02./03. Dezember 2004 verlegt. Das nächste Landräte-Seminar am 16./17. September 2004 findet im Landkreis Merseburg-Querfurt statt.
Theel
Anlagen
